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TA Technische Anleitung 

u. und 

u. a. und andere(s); unter anderem 

UGB-AT Umweltgesetzbuch – Allgemeiner Teil (Professorenentwurf) 

UmweltR Umweltrecht 

UPR Umwelt- und Planungsrecht (Zeitschrift) 

Urt. Urteil 

UTR Umwelt- und Technikrecht (Schriftenreihe) 

u. U. unter Umständen 

UVP Umweltverträglichkeitsprüfung 

UVP-RL Richtlinie über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

v. von / vom 

VBlBW Verwaltungsblätter für Baden-Württemberg (Zeitschrift) 

VDI Verein Deutscher Ingenieure 

Verf. Verfasser 

VerwArch Verwaltungsarchiv (Zeitschrift) 

VG Verwaltungsgericht 

VGH Verwaltungsgerichtshof 

vgl. vergleiche 

VO Verordnung 

VVDStRL Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staats-

rechtslehrer 

WHO Weltgesundheitsorganisation (World Health Organisation) 

WiVerw Wirtschaft und Verwaltung (Zeitschrift) 

WRV Weimarer Reichsverfassung 

z. B. zum Beispiel 

ZG Zeitschrift für Gesetzgebung 

ZStW Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft 

ZUR Zeitschrift für Umweltrecht 





 
 

Einleitung 
Einleitung 

Gegenstand dieser Arbeit ist die Zulässigkeit von Immissionen im anlagen-

bezogenen Immissionsschutzrecht. Darunter soll dasjenige Maß an (anlagenbe-
zogener) Immissionsbelastung zu verstehen sein, das der Einzelne von Rechts 
wegen hinzunehmen hat. Zu dessen Bestimmung hält das Bundes-Immissions-

schutzgesetz – BImSchG1 – verschiedene Regelungen bereit, die in unterschied-

licher Weise den Konflikt zwischen dem Verursachungsinteresse von Anlagen-

betreibern und Allgemeinheit und dem Verschonungsinteresse der Betroffenen 

steuern2. Im Mittelpunkt des BImSchG steht in seinem Zweiten Teil (§§ 4-31a 

BImSchG) der anlagenbezogene Immissionsschutz, d. h. Anforderungen an Er-
richtung und Betrieb von Anlagen3. Das Anlagenrecht bildet dabei den „klassi-

schen“, aus der Gewerbeordnung übernommenen Kern des Immissionsschutz-

rechts4 und wird ergänzt durch den produkt-, verkehrs- und gebietsbezogenen 

Immissionsschutz (§§ 32-37, 38-43 und 44-47a BImSchG). Die vorliegende 

Arbeit beschränkt sich auf den anlagenbezogenen Immissionsschutz, was nicht 

ausschließt, einzelne Ergebnisse auf andere Bereiche zu übertragen. 

Zweck des BImSchG ist es nach § 1 I BImSchG, Mensch und Umwelt vor 

„schädlichen Umwelteinwirkungen“, insbesondere vor Luftverunreinigungen 

und Geräuschen (vgl. § 3 II BImSchG), die deren Hauptanwendungsfall bilden, 

zu „schützen“, ferner dem „Entstehen“ von schädlichen Umwelteinwirkungen 

„vorzubeugen“. § 3 I BImSchG enthält eine Legaldefinition5 des Begriffs der 

„schädlichen Umwelteinwirkungen“; diese sind „Immissionen, die nach Art, 

Ausmaß oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebli-

che Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizufüh-
___________ 

1 Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreini-
gungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissions-
schutzgesetz – BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002 
(BGBl. I, 3830, geänd. durch Art. 68 des 3. VwVerfÄndG v. 21. 8. 2002, BGBl. I, 3322/ 
3341; Art. 41 d. 8. ZustAnpVO v. 25. 11. 2003, BGBl. I, 2304 / 2308; Art. 7 G v. 6. 1. 
2004, BGBl. I, 2 / 15; Art. 2 G v. 8. 7. 2004, BGBl. I, 1578 / 1590 und Art. 2 G v. 22. 
12. 2004, BGBl. I, 3704 / 3708). 

2 Zu dieser Konfliktsituation H.-J. Koch, in: ders., UmweltR, § 4 Rn. 185; zu den 
Zielkonflikten des Umweltrechts Rehbinder, in: Salzwedel, Grundzüge2, Rn. 04 / 7 ff. 

3 Zum Anlagenbegriff umfassend Henkel, S. 28 ff. 
4 Zur Herkunft des BImSchG aus der Gewerbeordnung Feldhaus, Bilanz, S. 9 ff. 
5 Zu § 3 I BImSchG als Legaldefinition H.-J. Koch, in: GK-BImSchG, § 3 Rn. 1. 



 Einleitung 30 

ren“. Der Begriff der „schädlichen Umwelteinwirkungen“ ist dabei ein „Zen-

tralbegriff“6 des BImSchG, da er in einem komplexen Zusammenspiel mit ande-

ren Bestimmungen das hinzunehmende Immissionsmaß bestimmt; er wird daher 

auch im Mittelpunkt dieser Arbeit stehen. 

Die Zulässigkeit von Immissionen weist zugleich eine verfassungsrechtliche 
Dimension auf, da die Immissionsbetroffenen sich insbesondere auf das Grund-

recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit nach Art. 2 II 1 GG und den 

Schutz ihres Eigentums nach Art. 14 GG berufen können. Dem stehen bei ho-

heitlich verursachten Immissionen öffentliche Interessen bzw. Gemeinwohlbe-

lange, bei grundrechtsberechtigten privaten Emittenten zusätzlich deren Grund-

rechte, insbesondere aus Art. 12 GG und wiederum Art. 14 GG gegenüber. Zen-

trale Frage ist stets, welches Maß an Immissionen die Betroffenen hinzunehmen 

und die Emittenten einzuhalten haben. Sofern das BImSchG oder seine unterge-

setzlichen Konkretisierungen hierüber eine Aussage trifft, muß diese den ge-

nannten verfassungsrechtlichen Vorgaben entsprechen. Es soll in dieser Arbeit 

daher schwerpunktmäßig darum gehen, diese Maßstabsfunktion des Verfas-

sungsrechts gegenüber dem einfachen Recht zu entfalten und aufzuzeigen, in-

wieweit das BImSchG und seine untergesetzlichen Konkretisierungen einer ver-
fassungskonformen Auslegung bedürfen. 

Die Notwendigkeit einer verfassungsrechtlichen Betrachtung wird dadurch 

verstärkt, daß die Auslegung des geltenden Immissionsschutzrechts durch Rspr. 

und Lit. an entscheidenden Stellen Unklarheiten aufweist. Hier sind folgende 

Punkte zu nennen, die zugleich Schwerpunktfragen dieser Arbeit sind: 

–  Zunächst wird zur Bestimmung des zulässigen Immissionsmaßes auf eine 

„durchschnittliche Empfindlichkeit“ der betroffenen Rechtsgüter abgestellt, 

ne daß dies näher begründet würde 7. Hieran ist nicht nur problematisch, daß 

nem nicht unerheblichen Teil der Bevölkerung Schutz bereits im Ansatz 

wird, sondern es ist insbesondere fraglich, inwieweit diese Maßstabs-
mit den Grundrechten, vor allem Art. 2 II 1 GG, zu vereinbaren ist. 

___________ 
6 H.-J. Koch, in: GK-BImSchG, § 3 Rn. 1; Kotulla, in: ders., § 3 Rn. 11. 
7 So die ganz herrschende Rspr.; vgl. nur BVerwGE 68, 62 (67) – Kirchliches Glok-

kenläuten (erhebliche „Belästigung“); 79, 254 (261) – Feueralarmsirene (offengelassen, 
ob bereits Gesundheitsschutz berührt); 88, 210 (216) – Truppenübungsplatz (Beein-
trächtigung der Gesundheit durch Lärm); 101, 157 (162) – Sperrzeitverkürzung (erheb-
liche „Belästigung“); 109, 314 (324) – Sportplatz (erhebliche „Belästigung“, aber auch 
auf mögliche Gesundheitsbeeinträchtigungen bezogen): Danach bestimmt sich die Zu-
lässigkeit einer Immission ausgehend vom normalen, durchschnittlichen Bestand an 
Rechtsgütern und nicht am Maßstab solcher Personen oder Sachen, die in besonderer, 
überdurchschnittlicher Weise empfindlich gegenüber der Immission sind. Die Rspr. 
wendet diesen Grundsatz sowohl auf den Gesundheitsschutz als auch auf den unterhalb 
der Schadensschwelle angesiedelten Schutz vor „Nachteilen“ und „Belästigungen“ an. 
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–  Für die Bestimmung der „Erheblichkeit“ von Nachteilen und Belästigun
gen i. S. des § 3 I BImSchG besteht zwar weitgehend Einigkeit, daß eine wer-

tende Betrachtung vorzunehmen ist8; nicht eindeutig geklärt ist jedoch, wel- 

Gesichtspunkte, insbesondere an wirtschaftlichen Belangen der Emittenten 
berücksichtigen sind. Diese Problematik ist im größeren Kontext der nach 
vor nicht abschließend geklärten Frage zu sehen, welche Wertungen in die 

stimmung des zulässigen Immissionsmaßes einfließen dürfen. Geklärt wer-

soll daher allgemein, was bei der Bestimmung der Zulässigkeit einer Im-
an welcher Stelle wie abzuwägen ist. 

–  Es existiert eine Vielzahl untergesetzlicher Regelwerke, die sog. Umwelt
dards, insbesondere Grenzwerte o. ä. enthalten (etwa TA Luft 2002 [Techni-

sche Anleitung zur Reinhaltung der Luft]9, TA Lärm 1998 [Technische An-

tung zum Schutz gegen Lärm]10, 18. BImSchV [Sportanlagenlärmschutzver-

nung]11). Diesen wird einerseits eine möglichst abschließende und den 

griff auf die Gesetzesebene ausschließende Bedeutung beigemessen, 

seits ihr Anwendungsbereich jedoch für Verwaltungsvorschriften nach 

BImSchG auf „typische Fälle“ begrenzt, ohne daß hinreichend geklärt  

wann ein Sachverhalt „atypisch“ ist12. 

___________ 
8 Nach überwiegender Ansicht in Rspr. und Lit. wird „Erheblichkeit” gleichgesetzt 

mit „Unzumutbarkeit“; vgl. nur BVerwGE 50, 49 (55) – Tunnelofen; 68, 62 (67) – 
Kirchliches Glockenläuten; 69, 37 (43)– Heidelberger Fernheizwerk; 79, 254 (260) – 
Feueralarmsirene; 81, 197 (200) – Tegelsbarg; 90, 163 (165 f.) – Kirchturmuhr; weitere 
Nachw. bei Hansmann, in: Landmann / Rohmer I, § 22 Rn. 13 ff. 

9 Erste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz v. 
24. 7. 2002 (GMBl. S. 511). 

10 Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz v. 
26. 8. 1998 (GMBl. S. 503). 

11 VO v. 18. 7. 1991 (BGBl. I, 1588 / 1790). 
12 So betont die Rspr. einerseits für als Rechtsverordnung ergangenen Umweltstan-

dards den abschließenden Charakter der Grenzwerte in beide Richtungen, d. h. sowohl 
bezüglich der Feststellung, daß unterhalb der Grenzwerte noch keine schädlichen Im-
missionen vorliegen, als auch, daß oberhalb schädliche Immissionen grundsätzlich vor-
liegen (so für die 18. BImSchV BVerwGE 109, 246 [249]; 109, 314 [319]; NVwZ 1995, 
993 [993]; aus der Lit. Kutscheidt, in: Landmann / Rohmer I, § 3 Rn. 18d. – Demgegen-
über wird den auf § 48 BImSchG beruhenden Umweltstandards als normkonkretisieren-
de Verwaltungsvorschriften ebenfalls grundsätzliche Bindungswirkung für die Gerichte 
zugesprochen (BVerwGE 114, 342 [344]; 110, 216 [218]; NVwZ-RR 1996, 498 [499]; 
NVwZ 1995, 994 [994]; aus der Lit. an dieser Stelle nur Jarass, BImSchG6, § 48 Rn. 42 
ff.; Ch. Müller, S. 35, 52 ff.; dazu ausführlich unten 2. Teil S. 228 ff.), jedoch wird diese 
Bindungswirkung im gleichen Atemzug zurückgenommen für das Vorliegen eines atypi-
schen Falles (BVerwG, NVwZ 1997, 497 [499]; NVwZ 1995, 994 [996]; ferner bereits 
BVerwGE 55, 250 [261] – Kraftwerk Voerde; OVG Münster, NVwZ-RR 1989, 638 
[641]; OVG Lüneburg, NVwZ 1985, 357 [358]; einschränkend VGH Baden-Württ., 
NVwZ 1995, 292 [294 f.]). – Aus der Lit. Kloepfer, UmweltR3, § 14 Rn. 74; H.-J. 
Koch, in: GK-BImSchG, § 3 Rn. 98; Bender / Sparwasser / Engel4, Rn. 4 / 32; Kut-
scheidt, in: Landmann / Rohmer I, § 3 Rn. 19i; Jarass, BImSchG6, § 48 Rn. 53; ders., 
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